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Für den Vorhabensbezogener Bebauungsplan "Errichtung einer Wasserstoffproduk-
tionsanlage inklusive Nebenanlagen am ehemaligen Gasspeicher Kirchheilingen" in der 
Gemeinde Marolterode wird durch die UAB wie folgt Stellung genommen: 
 
Abfälle im Sinne des § 3 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) sind alle Stoffe oder 
Gegenstände, derer sich ihr Besitzer entledigt, entledigen will oder entledigen muss. Die 
Abfallentsorgung bezeichnet die Gesamtheit der Verfahren, die zur Behandlung und 
Beseitigung von Abfällen eingesetzt Abfälle zur Verwertung sind Abfälle, die verwertet 
werden; Abfälle, die nicht verwertet werden, sind Abfälle zur Beseitigung. Der 
ordnungsgemäße Umgang mit vorbenannten Abfällen ist zu dokumentieren sowie zu 
belegen. 
Bitte beachten Sie diese Informationen bereits bei der Planung Ihrer Maßnahme. 
 
1. Die bei Erschließungs-, Sanierungs-, Rückbau- und sonstigen Baumaßnahmen 

anfallenden Abfälle sind getrennt zu halten (Vermischungsverbot), zu deklarieren 
und umgehend, spätestens jedoch nachdem eine vollständige Transporteinheit 
angefallen ist, ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen. In Abhängigkeit von 
der Schadstoffbelastung sind diese Abfälle vor der Entsorgung den entsprechenden 
Abfallschlüsselnummern gemäß der Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV) 
zuzuordnen. Der Transport von Abfällen unterliegt Anzeige-, Erlaubnis-, und 
Kennzeichnungspflichten auf Grundlage des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG). 
Eine Zwischenlagerung der angefallenen Abfälle über die Dauer der 
Erschließungs- oder Baumaßnahmen hinaus ist auf Flächen, die nicht für diesen 
Zweck freigegebenen wurden grundsätzlich nicht erlaubt und überdies in 
Abhängigkeit der zu lagernden Mengen bzw. im Falle einer geplanten Behandlung 
(z.B. durch brechen, schreddern o.a.) ggf. nach Bundes-Immissionsschutzgesetz 
genehmigungsbedürftig. 
 

2. Grundsätzlich sind zwei Arten der Entsorgung von Abfällen möglich, Verwertung oder 
Beseitigung. Der Abfallverwertung ist Priorität vor der Abfallablagerung einzuräumen. 
Erst wenn eine Verwertung technisch nicht möglich und wirtschaftlich nicht zumutbar 
ist, sind die Abfälle zu beseitigen. 
 

3. Nach Art und Beschaffenheit werden die Abfälle in gefährliche und nicht gefährliche 
Abfälle eingestuft. 

 
4. Asbestmaterialien dürfen bei Abbrucharbeiten nur durch zugelassene 

Fachfirmen nach den einschlägigen Vorschriften der TRGS 519 „Abbruch, 
Sanierung und Instandhaltung von Asbest“ demontiert, transportiert und entsorgt 
werden. Eine Wiederverwendung asbesthaltiger Baustoffe ist gemäß REACH-
Verordnung verboten. 

 
Der Nachweis der Entsorgung hat gemäß den Regelungen des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes sowie der Nachweisverordnung zu erfolgen. Für die 
fachgerechte Entsorgung ist eine lückenlose Dokumentation erforderlich. Die 
entsprechenden Nachweise sind auf Verlangen der zuständigen Behörde 
vorzulegen.  
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5. Für den Vollzug und die Überwachung der abfallrechtlichen Regelungen zur 

Entsorgung von gefährlichen Abfällen ist das Referat 74 im Thüringer Landesamt für 
Umwelt, Bergbau und Naturschutz in Weimar zuständig. 

 
6. Sollten Sie beabsichtigen behandelte Abfälle (Recyclingmaterial wie zum Beispiel 

Betonrecycling, Ziegelrecycling) durch   Wiedereinbau zu verwerten (z.B. Verfüllung 
eines Kellers, Herstellung eines Planums o.ä.), so ist dies ausschließlich unter Vorlage 
eines Nachweises der Unschädlichkeit des verwendeten Materials (Probenahme nach 
LAGA PN 98 sowie Analyse nach Ersatzbaustoff) möglich. Setzen Sie sich hierfür bitte 
vor Baubeginn mit der Unteren Abfallbehörde im Landratsamt des Unstrut-Hainich-
Kreises im Hinblick auf eine Abstimmung zur Vorgehensweise in Verbindung! 

 
7. Sofern die Abbruch-/Rückbau-/Sanierungsmaßnahme und die Entsorgung der Abfälle 

durch Auftragnehmer erfolgt, ist schriftlich festzulegen, wer die Verantwortung für 
die Nachweispflichten der Abfälle trägt. 

 
8. Bei der Entsorgung von Photovoltaikmodule und deren Bauteile jeder Besitzer 

eines nicht mehr gebrauchsfähigen PV-Altmoduls und deren Bauteile verpflichtet, 
diese einer fachgerechten und ordnungs-gemäßen Entsorgung zuzuführen.  
 
PV Modulen mit giftige Bestandteile wie Blei und Cadmium verursachen die 
vorbenannte Stoffe erhebliche Probleme, würden diese ins Grundwasser gelangen. 
Ebenfalls sind beschädigte Module sowie unzureichend gelagerte Module auf 
Grund der Gefahren einer Auslaugung von Schadstoffen eine bzgl. des Eintrags 
der Schadstoffe in die Umwelt. 
 
Ausgediente Module zählen zu den Elektroaltgeräten. PV-Module sind in 
Deutschland ab dem 24. Oktober 2015 im § 3 Nr. 13 ElektroG erfasst. Hersteller sind 
gesetzlich für die Entsorgung der Module verpflichtet. Es gibt Rücknahmesysteme 
der Hersteller bzw. spezialisierte Entsorgungsunternehmen. 
 
Ebenfalls müssen weitere Bauteile wie Kabel, Wechselrichter etc., im nicht 
gebrauchsfähigen Zustand einer fachgerechten und ordnungsgemäßen 
Entsorgung zugeführt werden. 
 

9. Bei der Entsorgung von Luftrückkühlern/ Wärmetauscher ist die Art des Rück-
kühlers (Trockenrückkühler, Wassergekühlte Rückkühler, Verdunstungskühler etc.) 
berücksichtigen. Wird als Kühlmedium Wasser mit einem Frostschutzmittel wie 
einer Glykolmischung genutzt, handelt es sich um Sondermüll und muss einer fach- 
und sachgerechten Entsorgung bei einem entsprechenden Entsorgungsfachbe-
trieb zugeführt werden. 

 
10. Am Ende der Lebensdauer eines Stromspeichers (Gefahrgut) besteht die Pflicht 

zur  Rücknahme  und zum Batterie-Recycling laut § 7, 7a und 8 Batteriegesetz 
(BattG) beim Vertreiber und Hersteller. Es gibt Rücknahmesysteme der Hersteller 
bzw. spezialisierte Entsorgungsunternehmen. 
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Anlage 1 zum Schreiben vom 08.12.2025 (Zeichen: 5090-340-4621/4318-3-352116/2025) 
 

 

Stellungnahme des Thüringer Landesverwaltungsamtes zur Beachtung des Entwick-

lungsgebots des § 8 Abs. 2 BauGB 

 

 
1. ☐ Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die in der Abwägung  

 nicht überwunden werden können 

a) Einwendungen 

b) Rechtsgrundlage 

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anforderungen oder der Überwindung 

d) Begründung der Einwendungen 

2. ☒ Fachliche Stellungnahme 

 

Bebauungspläne sind entsprechend § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan zu ent-

wickeln. Der Flächennutzungsplan und die daraus zu entwickelnden Bebauungspläne stellen 

die stufenweise Verwirklichung der planerischen Ordnung und Entwicklung für das Gemein-

degebiet dar. Die Gemeinde Marolterode verfügt über einen rechtswirksamen Flächennut-

zungsplan.  

 

Im vorliegenden Fall sieht der vorhabenbezogene Bebauungsplan die Entwicklung von zwei 

Sondergebieten mit den jeweiligen Zweckbestimmungen „Wasserstoff“ und „Gasspeicher“ vor, 

ohne dass diese Flächen im Flächennutzungsplan der Gemeinde Marolterode entsprechend 

dargestellt sind. Insoweit bedarf es einer entsprechenden Änderung des Flächennutzungspla-

nes, die im vorliegenden Fall als „2. Änderung“ bereits eingeleitet wurde. 

 

Den Ausführungen der Begründung, Punkt 3.1.3 zum Flächennutzungsplan und zum Entwick-

lungsgebot kann grundsätzlich gefolgt werden. Die Abbildung 6 (Auszug zum Flächennut-

zungsplan mit geplanter Darstellung im Rahmen der 2.Änderung) entspricht nunmehr dem 

aktuellen Abstimmungsstand. Der in der Abbildung 6 abgedruckte Planausschnitt entspricht 

dem Entwurf zur 2. Änderung des Flächennutzungsplanes, zu dem das Thüringer Landesver-

waltungsamt mit Schreiben vom 04.06.2025 Stellung genommen hat.  

 

Die parallele Änderung des Flächennutzungsplanes einerseits und die Aufstellung des vorha-

benbezogenen Bebauungsplanes andererseits erfordert eine zeitliche und inhaltliche Abstim-

mung beider Bauleitpläne. Wenn beide Planverfahren so wie beabsichtigt fortgeführt werden, 

bestehen hinsichtlich dem Entwicklungsgebot keine Bedenken.  

 

 

Weitere beratende planungsrechtliche Hinweise zum Planverfahren und Planentwurf 

 

A Festsetzungen zur Grünordnung 

Laut Planzeichnung wurden ausschließlich im Sondergebiet „Gasspeicher“ Flächen für den 

Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen nach „§ 9 Abs. 1 Nr. 20“ und 

nach „§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB“ als überlagernde Festsetzungen zu den nicht überbaubaren 

Grundstücksflächen des Sondergebietes mit jeweils eigenständigen zeichnerischen Umran-

dungen festgesetzt.  
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Unter dem Punkt III der textlichen Festsetzungen (Überschrift: Flächen und Maßnahmen zum 

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 

BauGB) erfolgte die Regelung: „Im Bereich beider Sondergebiete sind die gem. § 9 Abs. 1 Nr. 

20 BauGB festgesetzten Flächen zweimal jährlich zu mähen.“.  

 

Die textliche Festsetzung ist auf den Bereich des Sondergebietes „Gasspeicher“ entsprechend 

den textlichen Festsetzungen zu beschränken. Im Übrigen ist der Wortlaut in der Planzeichen-

erklärung „Flächen für den Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen gem. 

§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB“ zu ändern. Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB (wie laut 

textlicher Festsetzung beabsichtigt) sind „Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 

und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft“. Im vorliegenden Fall ist als Maß-

nahme eine zweimalige Mahd der entsprechenden Flächen pro Jahr beabsichtigt (siehe oben).  

 

 

B Vorhabenbezogener Bebauungsplan, Vorhaben- und Erschließungsplan, Durchführungs-

vertrag 

 

Das Gebot der inhaltlichen Kongruenz zwischen Bebauungsplan, Vorhaben- und Erschlie-

ßungsplan und dem Durchführungsvertrag ist zu beachten (vgl. u.a. BVerwG, Urteil vom 

18.09.2003 – 4 CN 3.02). 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan wird nach § 12 Abs. 3 BauGB Bestandteil des vorha-

benbezogenen Bebauungsplans. Das Vorliegen eines Vorhaben- und Erschließungsplans ist 

Wirksamkeitsvoraussetzung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans. Im vorliegenden 

Fall wurde nunmehr – im Vergleich zum Vorentwurf – ein eigenständiger Vorhaben- und Er-

schließungsplan erarbeitet und die Planzeichnung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan  

enthält auch einen entsprechenden Vermerk in den Hinweisen („Es wird darauf hingewiesen, 

das der Vorhaben- und Erschließungsplan (VEP) gem. § 12 Abs. 3 BauGB ebenfalls Bestand-

teil des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist. Der VEP liegt der Satzung als gesonderter 

Plan bei.“). 

 

Es wird vorsorglich darauf hingewiesen, dass der Vorhaben- und Erschließungsplan nicht nur 

wirksam vom Gemeinderat beschlossen werden muss, sondern später auch von der Ausferti-

gung der Satzung umfasst sein muss (siehe z. B. BayVGH, Urteil vom 11.5.2018 - 15 N 

17.1175). 


